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Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

wir bitten um Aufnahme der nachfolgenden TOPs in die TO der nächsten Ratssitzung: 

TRANSPARENZSATZUNG  

Beschlussentwurf:  
Der RAT/ HaFi-Ausschuss beauftragt die Verwaltung, eine rechtssichere Transparenz-
§ätiürig analog der SATZUNGSEMPEHLUNG FÜR TRANSPARENZ UND 
INFORMATIONSFRETHEIT in den Kommunen von NRW von BdSt, MEHR 
DEMOKRATIE,  TRANSPARENCY  INTERNATIONAL und NABU auszuarbeiten und 
zeitnah zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Begründung:  
Viele Kommunen haben eine Transparenzsatzung eingeführt, weil das bestehende IFG NRW • 
dem Bedürfnis nach Transparenz in der öffentlichen Verwaltung allein nicht mehr gerecht 
wird und das Hauptaugenmerk darauf gerichtet werden soll, dass die Informationen schnell, 
einfach, • kostenlos und anonym zu erlangen sind. Außerdem sollen die Informationen stets 
nachvollziehbar und aktuell sein und wiederverwertet werden können. Zweck • einer 
Transparenzsatzung soll sein, dem aus dem Demokratieprinzip folgenden Grundsatz der 
Zugänglichkeit der bei der Kommune vorhandenen Informationen für die Allgemeinheit 
weitest mögliche Geltung zu verschaffen. Dieser Zugang soll möglichst umfänglich uund 
unmittelbar mittels Veröffentlichung gewährleistet werden, um über die bestehenden 
Informationsmöglichkeiten hinaus die demokratische Meinungs- und Willensbildung und 
aktive Teilhabe der Bevölkerung am öffentlichen Leben zu fördern und eine bessere Kontrolle 
des staatlichen Handelns zu ermöglichen. Um diesen Zweck verfolgen zu können, legt der 
Satzungsentwurf von BdSt et alii einen Katalog fest, der die veröffentlichungspflichtigen 
Inhalte regelt. Die veröffentlichungspflichtigen Informationen sind in § 5 des 
Satzungsentwurfes geregelt. Der Veröffentlichungspflicht unterliegen beispielsweise 
Informationen aus Verträgen zur Daseinsvorsorge, Gutachten, Statistiken, 
Verwaltungsvorschriften, öffentliche Pläne, Geodaten sowie Informationen über Subventionen 
und Zuwendungen und Vergabeentscheidungen über Bauleistungen, Lieferungen, 
Dienstleistungen und sonstige Leistungen  etc. 
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